
Der Bundesminister für Verkehr 

Pr.Zl. 5.901/15-1/1-1971 8.m 16. Juli 1971 

AN PRi\. G EBEAN T \'lOR~' UN G 

betreffend die schriftliche Anfrage der Ab­
geordneten zUJn Nationalrat Glaser! ]~andma1m 
tuld Genossen, Nr. 67E3/J-NR-1971, "Bundesvor­
anschlag 1972". 

Zu obiger Anfrage beehre ich mich, folgendes mitzuteilen: 

Zu Frage 1) 

Das BUlldesverfassungsgesetz, BGEI.Nr. 155/1961, fügte dem 

Artikel 51 .Abs. 1 die Bestinunung an, daß der Inhalt des Bundes­

voranschlages nicht vor Beginn der Beratung im Nationälrat ver­

öffentlicht werden dar.f. Der Zweck dieser Bestinuntmg war, daß 

vorzeitige Diskussionen in der Öffentlichkeit über den Bun­

~esvoranschlag vor Aufnahme der Beratungen im Nationalrat ver­

mmen werden sollten. Wenn sich auch diese Bestimmung nur auf 
die Zeitöpanne zwischen dem Beschluß der Bundesregierung und dem 

Beginn der Beratlli~gen bezog, so muß doch darauf verwiesen werden, 

daß der überwiegende Teil der finanzgesetzlichen Ansätze durch 

materiell-rechtliche Gesetze festgelegt ist und die b~~äre 
Vorsorge für deren Vollziehung auf Grund eindeutiger Berechnungs­

grundlagen erfolgt, deren Ergebnis nach jahrzehntelangen ErfahrUn­

gen vonrer Bundesregierung in die Regierungsvorlage~ betreffend 
das Bundesfinanzgesetz, unverändert übernommen wird. --.;. ..... f:......-~,.t}o..~ .v .... -'· .... 

. ':-";'.' " -

Durch äi..e Beantwortung der gegenständlichen schriftlichen .i\ilfrage 

. würde daher der weit überwiegende Teil der finanzgesetzl'ichen 
Ansätze des BtUldesvoranschlages 1972 im Hinblick auf die,.§§ 71 
und 72 des BWldesgesetzes vom 6.7.1961, BGEl.Nr. 178, betreffend 

die Gescriliftsordnung des Nationalrates, der Öffentlichkeit 
vorzeitig bekannt werden können, was keineswegs im Sinne der 
vorangeführten Verfassungsbestimmung entsprechen kann. Eine Be­
antwortung dieser Anfrage muß daher aus verfassungsrechtlichen 

Überlegungen unterbleiben. 

./ . 
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])ie gleichen Er''''ägLU1gen gelten F.wch hiJJBichtlich deo Dienst­

})ostenplanes j 6a dieser als :3esto.J.\dtej.l des ilVol'anscl:llag r3s 

der EinnEthmen LUld AusgabenIl im S:i.lltW des 1l:C't. 51 Abi:-l. 'I Btmdes-

verfas8ungsgesotz, D.nZUf3<:'Jhcn Ü:~-t. D:i_<~s erg:Lbt sich unter anderem 

aus folgenden Überlcgw1gen: 

a) Im Art. 5 'I AbE;. 3 Bundesverf"i.o'.ssungi3gesetz wird für den 

Fall des 13udgetprovisoritUI1S verfügt 1 daß die Besetzung yon 

Ilienstposten auf Grund de;3 dcm Nationalrat vorgelegten Ent·-·· 

wurfes des Bundesi'inanzgesetzes zu erfolgen hat. Diese durch 

den Vel'fassungsgesetzgeber getroffene Regelu:.'1g setzt vor2,us, 

daß, da die Besetzung der Dienstpostennur ~~,uf Grund des Dienst··­

postenplanes erfolgen kann, der Dienstpostenplan einen Be­

standtei.l des Bundesfinanzge(le'k~e;:3 bildet. 

b) Im Art. 5'1 Blli'J.desverf'assungsgeB8tz vIerden die Begrif.f.e 

Bundesyoranschlagsentwltrf, Bundesfinanzgeß{~tz und Vorai"l.schlag 

der Einnahmen 1h'1.d Ausgaben synon:rnl ve.r-,·rendet 7 was sich .insba-­

sondere aus den Verweisungen der Absätze 1 und 3 ergibt. 

Da.ß das Bundesverfassungsgesetz diese drei Begriffe in der gle2.­

ehen Bedeutung verwendet, is·1; auch aus der Bestimmung des Ar·t .42 
Abs. 5 13undesverfassWlgsgesei'z zu erschließen, die besag"i:;, daß 

der Bundesrat gegen Beschlüsse des Nationalrates, die ein Gesetz 

über die Bewilligung des Bundesvor~~schlages betreffen, keinen 
Einspruch erheben karma Bei einer anders lautenden Auslegurlg stünde 

dem Bundesrat gegen das BWldesfinanzgesetz ein Einspruchsrecht 

zu, was jedoch unbestrittenermaßen nicht zutrifft. 

Der Bundesminister: 
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